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Drudtsache 1312 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

bei Handhabung der Richtlinien zur Gewährung von Bundesbei- 
hilfen zum Ausgleich von Harten im Rahmen der betrieblichen 
Altersfürsorge vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204) 
sidierzustellen, daß 

a) Ansprüche nicht unter der Begründung abgelehnt werden, bei 
Fortfall von Leistungen der betrieblichen Altersfürsorge infolge 
Enteignungsmaßnahmen in der sowjetischen Besatzungszone han- 
dele es sich um keine Nachwirkungen des Krieges, 

b) Benachteiligungen von Heimatvertriebenen, die Ansprüche auf 
Leistungen der betrieblichen Altersfürsorge verloren haben, ver- 
mieden werden, 

c) Zeitverluste infolge langfristiger Bearbeitung der Anträge auf 
Gewährung von Bundesbeihilfen nicht zu Lasten der Berechtig- 
ten gehen. 


Bonn, den 31. März 1955 


Ollenhauer und Fraktion 
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